Beitrags- und Gebuhrensatzung
zur Wasserabgabesatzung

des Marktes Glonn
Fassung vom 29. Juli 2009, gedndert mit Fassung vom 11. Juli 2012

Aufgrund der Art. 5,8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlasst der Markt Glonn folgende Beitrags-
und Gebulhrensatzung zur Wasserabgabesatzung:

§ 1 Beitragserhebung

Die Gemeinde erhebt zur Deckung ihres Aufwandes fir die Herstellung der Wasserversorgungseinrich-
tung einen Beitrag. Dabei werden 100 Prozent des beitragsfahigen Investitionsaufwandes tber Beitrage
gedeckt.

8 2 Beitragstatbestand
Der Beitrag wird erhoben fir

1. bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare Grundstiicke erhoben, wenn
fur sie nach 8 4 WAS ein Recht zum Anschluss an die Wasserversorgungseinrichtung besteht

oder

2. tatséachlich angeschlossene Grundstiicke.

§ 3 Entstehen der Beitragsschuld

(1)Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstatbestandes. Andern sich die fiir die Bei-
tragsbemessung mafigeblichen Umstéande im Sinn des Art. 5 Abs. 2 a KAG, entsteht die — zuséatzliche
— Beitragsschuld mit dem Abschluss der Mal3nahme.

(2)Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand vor dem Inkrafttreten
dieser Satzung erfullt, entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung.

8 4 Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentimer des Grundstiicks
oder Erbbauberechtigter ist.

§ 5 Beitragsmalfistab

(1)Der Beitrag wird nach der Grundstiicksflache und der Geschossflache der vorhandenen Gebaude be-
rechnet. Die beitragspflichtige Grundsticksflache wird bei Grundstiicken von mindestens 1.700 m? Fl&-
che (Ubergrof3e Grundstiicke) in unbeplanten Gebieten

. bei bebauten Grundsticken auf das Dreieinhalbfache der beitragspflichtigen Geschossflache,
mindestens jedoch 1.700 m?,

. bei unbebauten Grundstiicken auf 1.700 m?

begrenzt.



(2)Die Geschossflache ist nach den Aul3enmafien der Geb&dude in allen Geschossen zu ermitteln. Kel-
ler werden mit der vollen Flache herangezogen. Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit
sie ausgebaut sind. Gebaude oder selbstandige Gebaudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung kei-
nen Bedarf nach Anschluss an die Wasserversorgung auslosen oder die nicht angeschlossen wer-
den durfen, werden nicht herangezogen; das gilt nicht fir Geb&aude oder Geb&audeteile, die
tatsachlich an die Wasserversorgung angeschlossen sind. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben
aul3er Ansatz, wenn und soweit sie Uber die Geb&udefluchtlinie hinausragen.

(3)Bei Grundstucken, fir die nur eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulassig ist, sowie bei
sonstigen unbebauten, aber bebaubaren Grundstiicken wird als Geschossflache ein Viertel der
Grundstucksflache in Ansatz gebracht; Grundstiicke, bei denen die fir die Beitragsbemessung
malfigebliche vorhandene Bebauung im Verhdaltnis zur gewerblichen Nutzung nur untergeordnete
Bedeutung hat, gelten als gewerblich genutzte unbebaute Grundstlicke im Sinn des Satzes 1. Das
gleiche qilt ferner flr gewerblich genutzte Grundstiicke, wenn die tatsachliche Bebauung nach der
Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die Wasserversorgung ausldst.

(4)Ein zusatzlicher Beitrag entsteht mit der nachtraglichen Anderung der fiir die Beitragsbemessung
malfgeblichen Umstande, soweit sich dadurch der Vorteil erh6ht. Eine Beitragspflicht entsteht insbe-
sondere

e im Fall der Vergrof3erung eines Grundstuicks fur die zuséatzlichen Flachen, soweit fir diese bis-
her noch keine Beitrage geleistet worden sind,

o im Fall der GeschossflachenvergréfRerung fur die zusatzlich geschaffenen Geschossflachen
sowie im Fall des Abs. 1 Satz 2 fur die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende zusatzliche
Grundstiicksflache,

e im Fall der Nutzungsanderung eines bisher beitragsfreien Gebaudes oder Gebaudeteils im
Sinn des § 5 Abs. 2 Satz 4, soweit infolge der Nutzungséanderung die Voraussetzungen fur die
Beitragsfreiheit entfallen.

(5)Wird ein unbebautes Grundstiick, fir das ein Beitrag nach Absatz 3 festgesetzt worden ist, spater
bebaut, wird der Beitrag nach Abzug der nach Absatz 3 bericksichtigten Geschossflachen und den
nach Absatz 1 Satz 2 begrenzten Grundsticksflachen neu berechnet. Dieser Betrag ist nach zu ent-
richten. Ergibt die Gegenuberstellung ein Weniger an Geschossflachen, ist fur die Berechnung des
Erstattungsbetrags auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem der urspriingliche Beitrag entrichtet
worden ist.

8§ 6 Beitragssatz
Der Beitrag betragt

a) pro m2 Grundstucksflache 1,98 Euro
b) pro m2 Geschossflache 5,98 Euro.
§ 7 Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides fallig.

§ 8 Ablésung des Beitrags



Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgel6st werden. Der Ablésungsbetrag richtet
sich nach der voraussichtlichen Hohe des Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablésung besteht nicht.

8 9 Geblihrenerhebung

Die Gemeinde erhebt fur die Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung Grundgebiihren (8 9a) und
Verbrauchsgebiihren (§ 10).

8 9 a) Grundgebiihr

(1) Die Grundgebuihr wird nach dem Nenndurchfluss (Qn) der verwendeten Wasserzéhler berechnet. Be-
finden sich auf einem Grundstick nicht nur voribergehend mehrere Wasseranschliisse, so wird die
Grundgebiihr nach der Summe des Nenndurchflusses der einzelnen Wasserzéhler berechnet. Soweit
Wasserzahler nicht eingebaut sind, wird der Nenndurchfluss geschatzt, der nétig wéare, um die mogli-
che Wasserentnahme messen zu kdnnen.

(2) Die Grundgebiihr betragt bei der Verwendung von Wasserzahlern mit Nenndurchfluss

bis 5 m3/h 9,00 Euro/Jdahr
bis 10 m3/h 18,00 Euro/Jahr
bis 20 m3/h 36,00 Euro/Jahr
bis 30 m3/h 72,00 Euro/Jahr
Uber 30 m3/h 144,00 Euro/Jahr.

§ 10 Verbrauchsgebihr

(1)Die Verbrauchsgebuhr wird nach MalRgabe der nachfolgenden Absatze nach der Menge des aus der
Wasserversorgungseinrichtung entnommenen Wassers berechnet. Die Gebuhr betragt 1,06 € pro Ku-
bikmeter entnommenen Wassers.

(2)Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasserzahler ermittelt.
Er ist von der Gemeinde zu schatzen, wenn
1. ein Wasserzahler nicht vorhanden ist, oder
2. der Zutritt zum Wasserzahler oder dessen Ablesung nicht ermdglicht wird, oder
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass ein Wasserzahler den wirklichen Wasserverbrauch
nicht angibt.

(4)Wird ein Bauwasserzahler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzahler verwendet, wird bis zum Ein-
bau eines Wasserzahlers eine Pauschale von 25,00 Euro erhoben.

8 11 Entstehen der Gebuhrenschuld

(1)Die Verbrauchsgebuihr entsteht mit der Wasserentnahme.

(2)Die Grundgebihr entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung
des Anschlusses folgt. Der Tag wird im erstmals ergehenden Bescheid bestimmt. Im Ubrigen entsteht
die Grundgebuhr mit dem Beginn eines jeden Tages in HOohe eines Tagesbruchteils der Jahresgrund-
gebuhrenschuld neu.

8 12 Gebuhrenschuldner



(1)Gebuhrenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebihrenschuld Eigentimer des Grund-
stuckes oder ahnlich zur Nutzung des Grundstticks dinglich berechtigt ist.

(2)Gebuhrenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstiick befindlichen Betriebes.

(3)Mehrere Gebuhrenschuldner sind Gesamtschuldner.

8 13 Abrechnung, Falligkeit, Vorauszahlung

(2)Der Verbauch wird jahrlich abgerechnet. Die Grund- und die Verbrauchsgebiihr werden einen Monat
nach Bekanntgabe des Gebiihrenbescheides fallig.

(2)Auf die Gebuhrenschuld ist zum 30.4. jeden Jahres eine Vorauszahlung in Hohe der Halfte der Jahres-
abrechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, setzt die Gemeinde die
Hohe der Vorauszahlungen unter Schatzung des Jahresgesamtverbrauches fest.

8 14 Mehrwertsteuer

Zu den Beitragen und Gebuhren wird die Mehrwertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Hohe erhoben.

8 15 Pflichten der Beitrags- und Gebuhrenschuldner

Die Beitrags- und Gebuhrenschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde fiir die HOhe der Abgabe mafgebli-
che Veranderungen unverziglich zu melden und tber den Umfang dieser Veranderungen — auf Verlan-
gen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen.

8§ 16 Inkrafttreten
Die Satzung tritt am 01.10.2012 in Kraft.

Glonn, den 11.07.2012

M. Esterl

1. Blrgermeister



	 bei bebauten Grundstücken auf das Dreieinhalbfache der beitragspflichtigen Geschossfläche, mindestens jedoch 1.700 m²,
	 bei unbebauten Grundstücken auf 1.700 m²
	begrenzt.

